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Besondere Kontrollpflicht für
Host-Provider

CLEMENS PICHLER

In der E 6 Ob 178/04 a1) hat der OGH erstmalig da-
rüber zu entscheiden, inwieweit der Betreiber einer
Website (Host-Provider) bei rechtswidrigen Beiträgen
eines Nutzers in einem Online-Gästebuch auf Unter-
lassung in Anspruch genommen werden kann. Der
folgende Kurzbeitrag kommentiert die Eckpunkte die-
ses Beschlusses.

A. EINLEITUNG

Die in §§ 13–18 ECG normierten Haftungsprivile-
gien schließen die schadenersatz- bzw strafrechtliche
Verantwortung für Provider aus. § 19 ECG normiert
jedoch, dass Vorschriften, nach denen ein Gericht oder
eine Behörde dem Provider die Unterlassung, Beseitigung
oder Verhinderung einer Rechtsverletzung auftragen
kann, unberührt bleiben.2) Durch diese Einschränkung
relativiert sich die rechtspolitisch wünschenswerte
Haftungserleichterung. Eine Vorabkontrolle oder eine
allgemeine Überwachungspflicht von Beiträgen durch
Provider würde das Anbieten von Beitragsmöglichkei-
ten in Foren, Gästebüchern oder durch Leserbriefe
praktisch zum Erliegen bringen. Auf der anderen Seite
ist für betroffene Personen oft nur der Provider greif-
bar, um möglichst umgehend rechtswidrige oder sogar
existenzbedrohende Beiträge von anonymen Nutzern
zu beseitigen. Die E 6 Ob 178/04 a entwickelt die
Rsp zur Frage weiter, wie in diesem Umfeld die diver-
gierenden Interessen abzuwägen sind.

B. UNTERLASSUNGSANSPRUCH
GEGEN DEN PROVIDER

In der E bringt der OGH erneut zum Ausdruck, dass
für die Beurteilung der Rechtswidrigkeit eines Provi-
ders materiellrechtliche Normen, etwa ABGB, UWG
oder UrhG, heranzuziehen sind. Das ECG beinhaltet
keine neuen Haftungsbestimmungen für Provider,
sondern ausschließlich Haftungsbefreiungsvorausset-
zungen.3) Nach den erwähnten materiellrechtlichen
Bestimmungen wird der Provider bereits durch die
technische Verbreitung ehrenbeleidigender oder ruf-
schädigender Beiträge zum Täter.4) Er kann daher
grundsätzlich als Verbreiter rechtswidriger Inhalte auf
Unterlassung in Anspruch genommen werden. Vo-
raussetzung ist aber die Zurechenbarkeit von rechts-
widrigen Beiträgen zum Provider. Diese Zurechenbar-
keit verneinte der OGH etwa bei rechtswidrigen Äu-
ßerungen von Diskussionsteilnehmern in Live-Über-
tragungen von Radio- oder Fernsehsendern.5) Eine
Zurechenbarkeit liegt jedoch vor, wenn sich der Rund-
funkanbieter die Äußerung Dritter zur eigenen Sicht
macht.

Bei der Beurteilung der Zurechenbarkeit und da-
mit der Rechtswidrigkeit auf Seiten des Providers ist
eine umfassende Interessenabwägung vorzunehmen.

Dem Interesse am gefährdeten Gut müssen auch die
Interessen des Handelnden und der Allgemeinheit ge-
genübergestellt werden. Im Anschluss an diese Überle-
gungen lehnte der OGH etwa eine Haftung eines
Buchhändlers als technischer Verbreiter ab.6) Hier
überwiegt das öffentliche Interesse an der Tätigkeit
des Buchhändlers. Diesem obliegt keine allgemeine
Prüfpflicht. Auch dem Betreiber eines Online-Archivs
kann als technischer Verbreiter ein Rechtfertigungs-
grund zukommen.7)

In Anlehnung an diese Grundsätze hat der OGH
in seiner aktuellen E ausgesprochen, dass sich der Be-
treiber eines Online-Gästebuches nicht von der Äuße-
rung Dritter distanzieren muss, wenn es für Leser er-
kennbar ist, dass es sich nicht um die Meinung des
Providers handelt. Dem Provider ist daher grundsätz-
lich eine Rechtsverletzung durch Nutzer nicht zuzu-
rechnen, wenn er diese nicht durch sein eigenes Ver-
halten provoziert.8) Der OGH lehnt daher eine allge-
meine Verpflichtung zur Vorabkontrolle von Beiträgen
ab. Eine solche verstoße gegen § 18 Abs 1 ECG und
schränke die Möglichkeit des freien Meinungsaus-
tauschs über Gebühr ein.

Auf den ersten Blick erscheint der Verweis des
OGH auf § 18 ECG fragwürdig, da in § 19 ECG ge-
rade normiert wird, dass die §§ 13–18 ECG in Bezug
auf Unterlassungsklagen nicht anwendbar sind. Allfäl-
lige Rechtfertigungsgründe ergeben sich aber aus der
Vornahme einer umfassenden Interessenabwägung
aus Geboten und Verboten der gesamten Rechtsord-
nung.9) Der OGH bezieht die Bestimmungen der
§§ 13–18 ECG mittelbar in diese Interessenabwägung
ein. Weiters verweist der OGH unter Bezugnahme auf
die E 6 Ob 274/03 t10) darauf, dass ohne Hinweis des
Verletzten auf einen Eingriff in seine Rechte oder des-
sen Aufforderung zur Entfernung eine (allgemeine)
Prüfpflicht des Betreibers nicht gefordert werden
könne.
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Dass der OGH im konkreten Fall dennoch den
Unterlassungsanspruch gegen den Provider bejahte,
lag daran, dass der Provider nach Auffassung des
OGH eine besondere Prüfpflicht verletzt habe. Eine sol-
che besondere Kontrollpflicht bestünde, wenn dem
Betreiber schon mindestens eine Rechtsverletzung
durch einen Beitrag bekannt gegeben wurde und sich
damit die Gefahr weiterer Rechtsverletzungen durch
einzelne Nutzer konkretisiert habe. Wird dem Provi-
der eine Rechtsverletzung bekannt gegeben, ist dieser
verpflichtet, weitere Beiträge laufend zu beobachten,
ob diese rechtswidrige Äußerungen der beanstandeten
Art zum Inhalt haben. Verstößt der Betreiber gegen
diese besondere Kontrollpflicht, kommt ihm kein
Rechtfertigungsgrund zu. Im konkreten Fall sei bei
der Interessenabwägung zu berücksichtigen, dass der
Nutzer unter einem Pseudonym schrieb, zu weiteren
Rechtsverletzungen einlud und eine Kontrolle auf der-
artige Rechtsverletzungen hin mit geringerem Auf-
wand möglich sei, als eine allgemeine Überwachung.
Eine solche besondere Kontrollpflicht sei daher Provi-
dern zumutbar. Da nach dem gelöschten Beitrag ein
weiterer rechtswidriger Beitrag erfolgte und dieser
nicht unverzüglich gelöscht wurde, verletze der Provi-
der seine besondere Kontrollpflicht.

C. INHALT DER BESONDEREN
KONTROLLPFLICHT

Der OGH geht in seiner E nicht näher darauf ein, was
genau Inhalt der besonderen Kontrollpflicht des Provi-
ders ist bzw ab welchem Zeitpunkt diese verletzt wird.
Die Löschung eines weiteren rechtswidrigen Beitrags
nach mehr als einer Woche sei jedenfalls rechtswidrig.
Ob bzw ab welchem Zeitpunkt ein Verstoß gegen die
besondere Kontrollpflicht vorliegt, wird in zukünfti-
gen Fällen noch klarer herausgearbeitet werden müs-
sen. Dabei wird es mE insb auf nachstehende Punkte
ankommen:
& Inwieweit ist es dem Provider technisch und wirt-

schaftlich möglich und zumutbar, die Gefahren
von Rechtsgutverletzungen zu vermeiden?

& Welche Vorteile zieht der Provider aus seinen
Diensten?

& Welche berechtigten Sicherheitserwartungen darf
der betroffene Verkehrskreis erwarten?

& Inwieweit sind Risiken vorhersehbar?
& Welche Rechtsgutverletzungen drohen?

In einer vergleichbaren Entscheidung in Deutsch-
land11) wurde bei einem privatem Betreiber eines On-
line-Forums eine Kontrollpflicht verneint, da dieser
nicht professionell tätig war und wirtschaftlich nicht
davon profitierte. Hier habe der private Betreiber
keine eigenständige Kontrollpflicht, sondern müsse
nur der Löschungsaufforderung des Betroffenen nach-
kommen.

D. AUSBLICK

Obwohl der OGH mit der gegenständlichen E für
weitere Klarstellungen zur Prüfpflicht von Host-Provi-
dern sorgte, hat die Entscheidung fast ebenso viele Fra-
gen aufgeworfen. Auf den Inhalt der besonderen Kon-
trollpflicht von Betreibern wird in der E nicht näher
eingegangen. Auch die Kriterien, welche bei dieser
Kontrollpflicht offenbar in die Interessenabwägung
einfließen, werden nur kurz angerissen und lassen vor-
läufig keine abschließende Beurteilung zu. Der OGH
verweist nur pauschal darauf, dass eine Kontrolle „im
vorliegenden Fall jedenfalls zumutbar“ sei. In Anleh-
nung an die deutsche Rsp wird wohl einem professio-
nellen Betreiber weit mehr zumutbar sein als einem
privaten Betreiber. Der OGH hat das professionelle
Betreiben eines Online-Gästebuches vorerst nicht als
Anhaltspunkt in seine Interessenabwägung aufgenom-
men. Daher ist auch ein privater Betreiber einer Web-
site mit Beitragsmöglichkeiten vorerst gut beraten, sich
an die besondere Kontrollpflicht zu halten. Die E ist
auf Grund der Gleichartigkeit auch für die Betreiber
von Online-Foren und auch auf Online-Leserbriefe
anwendbar. Im Falle eines allgemeinen Live-Chats
wird in Analogie zu einer Live-Fernsehsendung die be-
sondere Kontrollpflicht entfallen. Auch hier handelt es
sich um eine nicht beeinflussbare Echtzeitkommuni-
kation.

11) OLG Düsseldorf, Urteil v 7. 6. 2006, I-15 U 21/06.




